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A. Mündlidie Fragen gemäß 1. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


l. Abgeordneter 
Horstmeier 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Überlegungen ange- 
stellt, eine Rechtslage dafür zu schaffen, Alten- 
teilsrechte im Grundbuch generell als unpfänd- 
bares Gut gelten zu lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


2. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Dr. Sciiwencke 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Schrei- 
ben des Personalrates im Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(BMBau) an alle Angehörigen des BMBau vom 
13. Februar 1975, wonach die letzte Personal- 
versammlung dem Personalrat gezeigt hat, 
„welche Unruhe und Unsicherheit die bislang 
durchgesicherten Informationen und Halbwahr- 
heiten über die beabsichtigte Umorganisation 
mit sich gebracht haben“? 

Wird die Bundesregierung bei der beabsich- 
tigten Auflösung der Abteilung Raumordnung 
und deren Unterordnung unter die Abteilung 
Städtebau dem Interesse des Personalrates an 
einer vollständigen Offenlegung der konkreten 
organisatorischen und personellen Überlegun- 
gen Rechnung tragen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine informa- 
tive Broschüre zum gesamten finanziellen 
Komplex „Althaussanierung“, etwa in Gestalt 
einer Denkmalschutzfibel, vorzulegen, um da- 
mit — - gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit 
den Länderregierungen — , zu allen anstehen- 
den Fragen der finanziellen Hilfen Auskunft 
zu geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


5. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Ist sich die Bundesregierung, bewußt, daß die 
Markierung der innerdeutschen Grenze als 
Auslandsgrenze auf amtlichen Karten der Bun- 
desregierung, wie dies der Staatssekretäreaus- 
schuß freigestellt hat, einen Verstoß gegen 
das Urteil zum Grundvertrag darstellt? 
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6. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sämtliche Res- 
sorts anzuweisen, der Haltung des Bundes- 
innenministeriums zu folgen, wonach die Gren- 
ze in Deutschland nicht als Auslandsgrenze 
markiert werden kann? 


7. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
Haftbedingungen in den Zuchthäusern der 
DDR seit dem Beginn der Ostpolitik der 
SPD/FDP-Regierung nicht verbessert, sondern 
teilweise erheblich verschärft haben, und was 
hat die Bundesregierung unternommen, um 
die totale Isolationshaft, Mißhandlungen und 
andere drakonische Maßnahmen als Bestand- 
teil des sozialistischen Strafvollzugs zu ver- 
hindern? 


8. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Welche Forderungen Ost-Berlins an die Bun- 
desregierung liegen der Behauptung der Nach- 
richtenagentur ADN vom 5. März 1975 zu- 
grunde, die Bundesregierung weigere sich, der 
„DDR" rechtmäßig zustehende Kulturgüter zu- 
rückzugeben? 


9. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


Warum hat das Bundesministerium für inner- 
deutsche Beziehungen abgelehnt, für die am 
15. und 16. März 1975 in Lübeck und Kiel/ 
Laboe stattfindenden Gedenkveranstaltungen 
zur 30. Wiederkehr des Beginns der Vertrei- 
bung von Deutschen aus ihrer ostdeutschen 
Heimat einen Zuschuß von 15 000 DM zu 
geben? 


10. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Will die Bundesregierung mit der Verweige- 
rung dieses Zuschusses den Forderungen der 
Ostblock-Presse folgen, die in den letzten 
Wochen Gedenkfeiern an die Toten der Ver- 
treibung als Zusammenrottung denunzierte 
und verboten wissen wollte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


11. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Bestehen Möglichkeiten, die Öffentlichkeits- 
arbeit der Bundesregierung in Richtung auf 
mehr Verständnis für die Entwicklungshilfe 
auch zielgruppenbedingt zu vollziehen, um 
auch solche Teile der Bevölkerung anzuspre- 
chen, denen wie ein Inserat in der „Medizini- 
schen Welt" vom 31. Januar 1975 mit der Auf- 
forderung „Verdienen Sie an der Weltnah- 
rungsmittelknappheit" dokumentiert, ein gro- 
ßes Verständnis für die Lage der Dritten Welt 
von ihrer Sache nahestehenden Redakteuren 
oder Funktionären weithin nicht zugetraut 
wird? 
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12. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Gibt es Anzeichen für Auswirkungen solcher 
Anzeigen auf die Investitionstätigkeit im Nah- 
rungsmittelsektor? 


13. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
Sdiluckebier aus dem Experiment „Jugendmodellreisen" des 

(SPD) Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam- 

menarbeit für ihre künftige Haltung zum 
Problem des Tourismus in Entwicklungslän- 
dern? 


14. Abgeordneter Welchen Wert mißt die Bundesregierung der 
Schluckebier Erkenntnis aus dem Experiment „Jugendmo- 

(SPD) delireisen" des Bundesministeriums für wirt- 

schaftliche Zusammenarbeit bei, daß sich die 
Haltung der Reiseteilnehmer während der 
Reise zur Entwicklungshilfe erheblich zu deren 
Gunsten gewandelt hat? 


15. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung aus der Tatsache, daß über zwei 
Drittel der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland der Meinung ist, das Budget für 
die Entwicklungshilfe sei am ehesten für Ein- 
sparungen geeignet? 


16. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 5. März 1975 zu, die Regie- 
rung in Aden werde sich die Aufnahme der 
fünf deutschen Gewaltverbrecher möglicher- 
weise durch Wirtschaftshilfe vergüten lassen, 
und gibt es — bejahendenfalls — Überlegun- 
gen der Bundesregierung, für die wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit mit Aden andere als die 
allgemeinen entwicklungspolitischen Grund- 
sätze gelten zu lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


17. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, §§ 4, 
9 Abs. 2 der Ersten Verordnung zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über Feuerungsanlagen — - 1. 
BImSchV) vom 28. August 1974 (BGBl. I S. 
2121) dahin gehend zu ändern, daß auch War- 
tungsfirmen im Rahmen von Wartungsverträ- 
gen Immissionsmessungen durchführen kön- 
nen, um so zweifache Messungen — nämlich 
durch die Wartungsfirma und den Bezirks- 
schornsteinfegermeister — und damit eine 
doppelte finanzielle Belastung des Betreibers 
einer Ölfeuerungsanlage zu vermeiden? 
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18. Abgeordneter 
Polkehn 


(SPD) 


19. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 
(FDP) 


20. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 


21. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Windelen 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung im Jahr des 
Denkmalschutzes die Möglichkeit, zur Erhal- 
tung und Modernisierung kulturhistorischer 
Bauten von nationaler Repräsentanz in der 
Bundesrepublik Deutschland eine ähnliche 
Aktion wie die des „Olympia-Groschens" (Kul- 
tur-Groschen o. a.) einzuführen? 


Sind der Bundesregierung die Erklärungen von 
Professor Peters (Institut für Hydrobiologie 
und Fischereiwirtschaft) bekannt, der von den 
Bundesländern Niedersachsen, Hamburg und 
Schleswig-Holstein erarbeitete Wärmelastplan 
für die Elbe sei wissenschaftlich unseriös und 
ohne sachliche Relevanz, und es werde zum 
„Umkippen" der Elbe kommen, wenn auf der 
Grundlage dieses Wärmelastplanes weitere 
Genehmigungen zur Einleitung von Industrie- 
abwässern in die Elbe erteilt würden, und 
wird diese Ansicht auch von anderen Wissen- 
schaftlern vertreten? 

In welchem Umfang teilt die Bundesregierung 
die Auffassung dieses Sachverständigen über 
die maximal zulässige Wärmebelastung, und 
was gedenkt sie gegebenenfalls zu tun, um das 
biologische Gefüge der Elbe zu erhalten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß für den Sachverständigenrat für 
Umweltfragen kein einziger praktizierender 
Landwirt vorgesehen ist, und ist die Bundes- 
regierung bereit, darauf hinzuwirken, daß auch 
ein Landwirt in den Sachverständigenrat auf- 
genommen wird, da gerade die Landwirtschaft 
eine bedeutende Rolle bei Umweltfragen 
spielt? 


Treffen Meldungen zu, daß die Sicherheitsbe- 
hörden über Erkenntnisse verfügen, wonach 
SS zwischen 32 Mitarbeitern des Westdeutschen 
Rundfunks bzw. deren Familienangehörigen 
einerseits und Mitgliedern der kriminellen 
Vereinigung Baader-Meinhof bzw. ähnlichen 
Gruppierungen andererseits Bezugspunkte gab 
oder gibt? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Vorsitzen- 
den des WDR-Verwaltungsrats und den Inten- 
danten — gegebenenfalls über die zuständigen 
Behörden des Landes Nordrhein-Westfalen — 
über derartige Bezugspunkte zu unterrichten? 


24. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, Ost-Berlin habe 
gegen den Einsatz von Polizisten aus anderen 
Bundesländern in Berlin protestiert, und wird 
die Bundesregierung solche Interventionen aus 
der Erwägung heraus als gegenstandslos be- 
handeln, daß Ost-Berlin nicht Partner des 
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Vier-Mächte-Abkommens über Berlin ist und 
in Angelegenheiten des Landes Berlin für die 
Bundesregierung und die Regierungen der 
Bundesländer nur die Auffassungen der drei 
Schutzmächte maßgebend sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


25. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nicht 
nur die US-Army, sondern auch die Verkaufs- 
organisation AAFES EUROPE, früher EES, im 
ganzen Bundesgebiet hauptsächlich deutsche 
Arbeitnehmer entlassen und mit entlassenen 
US-Soldaten als Touristen die Arbeitsplätze 
besetzen soll, die laut NATO-Truppenstatut 
mit deutschen Arbeitnehmern über die deut- 
schen Arbeitsämter besetzt werden müssen? 


26. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vochenhausen 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, daß 
von den Alliierten die Kündigungsfristen ein- 
gehalten werden und den deutschen Arbeit- 
nehmern geholfen werden kann, daß es zum 
Abschluß von Sozialplänen (bei Verkaufsor- 
ganisationen, die mit Gewinn arbeiten) und 
zur Anwendung des Schutzabkommens TV 
„Soziale Sicherung" kommt? 


27. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Wie ist zu erklären, daß die Informations- 
schrift „Jetzt investieren, es lohnt sich — 
7,5Vo Investitionszulage" vom Bundesminister 
der Finanzen völlig kostenlos unter Über- 
nahme auch des Portos abgegeben wird (Fi- 
nanz-Nachrichten Nr. 13/75 vom 26. Februar 
1975, S. 6), der Bundesminister für Wirtschaft 
dagegen die Erstattung des Rückportos von 
30 Pfennig für ein Exemplar verlangt (BMWi- 
Tagesnachrichten vom 26. Februar 1975, Nr. 
7031)? 


28. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Ist das Folge der Tatsache, daß der Bundes- 
minister der Finanzen mit Mitteln für die 
Öffentlichkeitsarbeit besser ausgestattet ist als 
der Bundesminister für Wirtschaft? 


29. Abgeordneter 

Höcherl 


(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß die Bundesbank auf mehr 
oder minder sanften Druck der Bundesregie- 
rung im 2. Halbjahr 1974 aus Nervosität die 
Geldmenge um 16 Milliarden per Saldo ver- 
mehrte? 


30. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Welche Kosten sind der Bundesregierung bis- 
her bei der Aufklärungsaktion über die Steuer- 
reform entstanden? 
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31. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 

Meinike den vom Finanzausschuß des IV. Deutschen 

(Oberhausen) Bundestages für erforderlich gehaltenen Erfah- 
(SPD) rungsbericht über die Auswirkungen des § 6 b 

EStG bislang nicht vorgelegt? 

32. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Fudis rung, Arbeitnehmern, die in den letzten Jahren 

(CDU/CSU) ein Eigenheim oder eine Eigentumswohnung 

gebaut bzw. erworben haben, und nun durch 
ihre Arbeitslosigkeit in finanzielle Bedrängnis 
gekommen sind und die Tilgung und Verzin- 
sung nicht mehr aufbringen können, durch 
gezielte Maßnahmen in die Lage zu versetzen, 
ihr Eigenheim bzw. ihre Eigentumswohnung zu 
erhalten? 


Gesc^äftsbereicii des Bundesministers für Wirtschaft 


33, Abgeordneter Wie sind die Ergebnisse der ersten zwei 

Höcherl Konjunkturprogramme von Frühjahr und 

(CDU/CSU) Herbst 1974? 

34. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, die Verschuldung Ost- 

Hösl Berlins im Interzonenhandel habe Ende 1974 

(CDU/CSU) bei 2 Milliarden DM gelegen, und wie wird 

die Bundesregierung einer weiteren Verschul- 
dung Ost-Berlins entgegenwirken? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Verfahren wegen eines Verstoßes 
gegen das Kartellgesetz vor dem Kammer- 
gericht durch Rücknahme der Klage eingestellt 
werden, wobei vereinbart wird, daß — ■ ohne 
rechtliche Klärung des Tatvorwurfs und unter 
Aufrechterhaltung des Rechtsstandpunktes zum 
Tatvorwurf durch das Kartellamt einerseits 
und der beschuldigten Unternehmen anderer- 
seits — die beteiligten Unternehmen freiwillig 
einen vereinbarten Betrag an die Bundeskasse 
abführten? 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um das Kammergericht in die Lage 
zu versetzen, auch umfangreiche Kontrollver- 
fahren zu bewältigen? 

37. Abgeordneter Welche Hilfen bietet die Bundesregierung den 
Ey Städten und Gemeinden, die durch Abzug bzw. 

(CDU/CSU) Verlegungen von Bundeswehr- oder NATO- 

Einheiten in zusätzliche wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten geraten, wenn diese kurzfristig er- 
folgen? 


36. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 


35, Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 
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38. Abgeordneter 
Lenzer 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


41. Abgeordneter 
Wolfram 
(SPD) 


42. Abgeordneter 

Wolfram 

(SPD) 


43. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemel- 
dungen vom 26. Februar 1975 (Frankfurter 
Rundschau) über ein mögliches Scheitern des 
deutsch-sowjetischen Kernkraftwerkprojektes 
bei Königsberg? 


Welche Möglichkeiten besitzt die Bundesregie- 
rung, bei der im Mai anstehenden Überprü- 
fungskonferenz des NV-Vertrages darauf hin- 
zuwirken, daß jegliche wirtschaftliche Diskri- 
minierung der Bundesrepublik Deutschland 
ausgeschlossen ist? 


Wird die Bundesregierung beim Mitte März 
vorgesehenen Treffen der Gläubigerländer 
Chiles ihre Entscheidung über die Stundung 
der fälligen Schuldenrückzahlung mit der chile- 
nischen Haltung zur Frage der Menschenrechte 
in Verbindung bringen? 


Ist die Kritik der Vereinigung Industrielle 
Kraftwirtschaft (VIK) berechtigt, daß es für die 
im Dritten Verstromungsgesetz beschlossene 
Ausgleichsabgabe noch keine Ausführungsbe- 
stimmungen gibt und daß deshalb vor allem 
bei den Großabnehmern noch Unklarheiten 
bestehen? 


Trifft es zu, daß ein Vertreter des Bundeswirt- 
schaftsministeriums in einer Diskussionsveran- 
staltung in Essen mit Vertretern der VIK eine 
baldige Lösung der mit der Ausgleichsabgabe 
des Dritten Verstromungsgesetzes zusammen- 
hängenden Probleme und in diesem Zusam- 
menhang auch eine Erhöhung der Ausgleichs- 
abgabe angekündigt hat? 


Wieweit unterstützt die Bundesregierung die 
Bemühungen der Industrie- und Handelskam- 
mern sowie der Handwerkskammern, jungen 
Menschen bei Gründung, Aufbau oder Über- 
nahme eines Betriebes zu helfen? 


Ist der Bundesregierung die Broschüre der 
Industrie- und Handelskammer Koblenz be- 
kannt, welche den Titel trägt: „Ich mache mich 
selbständig", Test und Tips für alle, die den 
Mut haben, sich auf eigene Füße zu stellen, und 
wie beurteilt sie. diese Initiative? 


Welche Länder haben sich bei den Anmeldun- 
gen der Schwerpunktorte zum 4. Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" nicht an die 
Beschlüsse des Planungsausschusses vom 
21. August 1974 gehalten und in welcher 
Größenordnung? 
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46. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


47. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


48. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


49, Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Schmidhuber 

(CDU/CSU) 

53. Abgeordneter 
Schmidhuber 
(CDU/CSU) 


Wie hoch wäre der finanzielle Mehrbedarf 
— gemessen an den Beschlüssen vom 21. Au- 
gust 1974 — , wenn alle jetzt angemeldeten 
S.chwerpunktorte einbezogen würden, und sind 
Bundesregierung und Länder bereit, den sei- 
nerzeitigen Beschluß entsprechend zu revidie- 
ren? 

Sind der Bundesregierung die Bemühungen 
des Verlegers Axel Springer bekannt, den 
Staat Persien an der Springer Verlags AG 
direkt oder indirekt zu beteiligen, und welche 
Konsequenzen können sich aus solchen Beteili- 
gungen ausländischer Staaten an deutschen 
Pressekonzernen auf Grund der medienpoliti- 
schen Zielsetzung der Bundesregierung erge- 
ben? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 3. März 1975 zu, die Araber 
hätten VW aufgefordert, innerhalb von drei 
Monaten den Beweis anzutreten, daß eine 
früher an Israel vergebene Lizenz für den Bau 
von Wankel-Motoren rückgängig gemacht 
worden ist, und wird — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung VW empfehlen, auf diese 
neuerliche arabische Erpressung nicht zu ant- 
worten? 

Welche Folgen haben die Kreditzusagen des 
britischen Premierministers in Moskau auf die 
Bemühungen der westlichen Industrieländer, 
die Exportförderung zu begrenzen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die Auswirkun- 
gen dieses Alleinganges auf die Verhandlungs- 
position jener Länder gegenüber der Sowjet- 
union? 

Welche praktischen und rechtlichen Schwierig- 
keiten stehen noch der Änderung der Durch- 
führungsverordnung zu § 34 c der Gewerbe- 
ordnung entgegen, und durch welche Maßnah- 
men beabsichtigt die Bundesregierung, die bis- 
her bei der Anwendung des § 34 c aufgetrete- 
nen Probleme zu beseitigen? 

Inwieweit kann die Bundesregierung gewähr- 
leisten, daß mit den neuen Vorschriften der 
Durchführungsverordnung zu § 34 c der Ge- 
werbeordnung einerseits die schutzwürdigen 
Interessen der Auftraggeber an der Sicherung 
ihrer Vermögenswerte gewahrt, andererseits 
aber die Auftraggeber nicht mit unvertret- 
baren und unerfüllbaren Auflagen belastet 
werden? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß das Projekt 
einer deutsch-iranischen Gemeinschaftsraffine- 
rie gescheitert ist? 

Aus welchen Gründen kann das Projekt nidit 
realisiert werden? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


54. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Ab- 
grenzung der Fördergebiete beim EG-Bergbau- 
ernprogramm unzumutbare Härten zu beseiti- 
gen, insbesondere bei der Abgrenzung nach 
Landkreisen, bei der großzügigen Auslegung 
der Kriterien an den Randgebieten, bei den 
„Benachteiligten Agrarzonen mit verbesserter 
Investitionsförderung" und der Vermeidung 
von Schlechterstellungen von Altgemeinden, 
die die Kriterien für die Förderung erfüllen, 
sich aber im Zuge der Gemeindegebietsreform 
in eine andere Gemeinde mit besseren Ver- 
hältnissen eingemeinden ließen, so daß die 
Gesamtgemeinde die Förderungskriterien nicht 
erfüllt? 

Auf welche Weise berät die Bundesregierung 
das neue Kommissionsmitglied Dr. Guido Brun- 
ner in Sachen Agrarpolitik, und wie steht die 
Bundesregierung zu den agrarpolitischen Aus- 
führungen, die Herr Dr. Brunner vor der Bon- 
ner Presse gemacht hat? 

Wie hoch sind die Bestände an „Füllweizen" 
in der EG, und was hat die Bundesregierung im 
Ministerrat unternommen, die Weltmarktlage 
bis Dezember 1974 zu nutzen, um kostengün- 
stig Überschüsse abzubauen, und ist eventuell 
an die Wiedereinführung der „Denaturierungs- 
prämie" gedacht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


57. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
französischen Renten an Empfänger im Bun- 
desgebiet vierteljährlich nachträglich gezahlt 
werden, und was hat sie getan, um eine Ver- 
besserung dieser Zahlungsweise zu erreichen? 


58. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Be- 
reich der Knappschaftsversicherung ab 1. Juni 
1975 die Rentenzahlungen vom jeweiligen Ver- 
sicherungsträger direkt an die Empfänger im 
anderen Land erfolgt und dann der für deut- 
sche Rentenempfänger unbefriedigende Zu- 
stand eintritt, daß die französischen Empfänger 
deutscher Knappschaftsrenten ihre Renten 
monatlich im voraus erhalten, während die 
französischen Renten an Empfänger im Bun- 
desgebiet weiterhin vierteljährlich nachträg- 
lich gezahlt werden, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um dieser Benachtei- 
ligung deutscher Rentner entgegenzuwirken? 
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59. Abgeordneter 

Ziegler 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Ziegler 

(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 

Dr. Blüm 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


64. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


Geschäftsbereich 


65. Abgeordneter 

Reiser 

(SPD) 


Wie hoch sind Auflage und Gesamtkosten der 
Zeitungsbeilage „Klarer Kurs — Ausbau des 
sozialen Rechtsstaates'' des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung? 

Welchen Zeitungen wurde oder wird die 
Schrift „Klarer Kurs — Ausbau des sozialen 
Rechtsstaates" an welchen Erscheinungsdaten 
beigelegt? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse aus 
der Inanspruchnahme von Kur- und Kranken- 
hausaufenthalten der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung vor, die auf besondere Gefährdun- 
gen aus dem Bereich der Landtechnik schließen 
lassen? 

Hält die Bundesregierung die Höchstgrenze 
des Jahresarbeitsverdienstes, die bei den mei- 
sten Berufsgenossenschaften 48 000 DM be- 
trägt, angesichts der nach wie vor vorhande- 
nen Preissteigerungen für reformbedürftig, et- 
wa in Form einer Dynamisierung? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Arbeitsverwaltung, daß die Ausbildung oder 
Umschulung zur Hauswirtschaftsmeisterin dann 
nicht gefördert werden soll, wenn dieser Beruf 
und die daraus abgeleitete Berechtigung zur 
Ausbildung von Hauswirtschaftslehrlingen im 
eigenen Haushalt praktiziert werden soll, ob- 
wohl gerade in diesem Bereich sehr viele 
Ausbildungsplätze fehlen? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage 
und bereit, bei der Arbeitsverwaltung darauf 
hinzuwirken, daß die Umschulung von Frauen 
oder die Weiterbildung für den Wiedereintritt 
in die Berufstätigkeit auch dann gefördert wird, 
wenn die Frauen aus familiären Gründen vor- 
läufig nur eine Teilzeitbeschäftigung anstreben 
können? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Wie beurteilt die Bundesregierung kritische 
Anmerkungen zum staatsbürgerlichen Unter- 
richt in der Bundeswehr, wie sie unter der 
Überschrift „Schwachstellen der politischen 
Bildung" (Seite 69 bis 73) in Ausgabe Num- 
mer 1/75 der „Information für die Truppe" 
gemacht werden, wonach in vielen Einheiten 
nur Mannschaften am Unterricht teilnehmen, 
in manchen Dienststellen es überhaupt keinen 
Unterricht gibt und in anderen Einheiten nur 
10 bis 15 Mann daran teilnehmen, während 
die übrigen „unabkömmlich" seien? 
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66. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Informa- 
Reiser tionen, wonach Italien (sofern über die Pro- 

(SPD) duktion endgültig entschieden wird) beabsich- 

tigt, die vorgesehenen Abnehmerzahlen an 
MRCA-Flugzeugen zu reduzieren und Groß- 
britannien die vorgesehene Abnahmezeit für 
sein MRCA-Kontingent strecken will? 

Welche Vorkehrungen hat die Bundesregie- 
rung bisher unternommen, um das Gesetz über 
Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und an- 
dere Fachkräfte für Arbeitssicherheit (ASiG) 
vom 12. Dezember 1973 im Bereich der Bundes- 
wehr entsprechend durchzuführen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, dafür zu sorgen, daß die Zeitschrift 
„loyal“ des Reservistenverbandes nicht weiter- 
hin Anzeigen verbreitet, in denen für den 
Vertrieb der „Berühmten kaiserlich-preußi- 
schen Kriegsflagge — wie sie von der Brigade 
Ehrhardt und dem Stahlhelm verwendet wur- 
den — " und „viele andere interessante mili- 
tärische Sammlerstücke, sowohl vom Dritten 
Reich als auch der Kaiserzeit“ geworben wird? 

69. Abgeordneter Wie hoch sind die vollendeten und versuchten 

Bredl Suizitfälle bei der Bundeswehr in der Bundes- 

(SPD) republik Deutschland? 

70. Abgeordneter Welche prophylaktischen Maßnahmen trifft die 

Bredl Bundeswehr insbesondere durch den Ausbau 

(SPD) der psychiatrischen Abteilungen bei den Bun- 

deswehrkrankenhäusern? 

71. Abgeordneter Weshalb ist die Bundesregierung nicht bereit, 

Mancher bei der Einberufung von Söhnen von Schwer- 

(CDU/CSU) kriegsbeschädigten erhebliche Erleichterungen 

zuzubilligen, so daß in vielen Fällen eine 
Härte nicht berücksichtigt wird, obwohl sie in 
hohem Maße vorliegt? 

Weshalb ist die Bundesregierung nicht bereit, 
in den Fällen, wo nach Frage 71 Härten vor- 
liegen und Abgeordnete sich an das Bundes- 
verteidigungsministerium wenden, wenigstens 
noch vor der Einberufung eine Klärung her- 
beizuführen? 

73. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Anzahl derjenigen 
Lambinus Wehrpflichtigen bekannt, die im Laufe eines 

(SPD) Anerkennungsverfahrens als Kriegsdienstver- 

weigerer gemäß Artikel 4 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes, in den Freitod gegangen sind oder 
enstprechende Versuche unternommen haben, 
insbesondere nach Ablehnung der Anerken- 
nung in einer der Instanzen? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


74. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


75, Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Geisenhofer 
(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 
Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


78. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Sind nach Ansicht der Bundesregierung Spina 
bifida und / oder Hydrocephalus-Geschädigte 
im Sinne von § 69 Abs. 3 des Bundessoziah 
hilfegesetzes so hilflos, daß sie „für die ge- 
wöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens 
in erheblichem Umfange der Wartung und 
Pflege dauernd" bedürfen? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Ländern 
bzw. den Trägern der Sozialhilfe zu empfehlen, 
daß Müttern von Spina bifida und / oder Hy- 
drocephalus-geschädigten Kindern, die ihr 
Kind selber warten und pflegen, stets oder in 
aller Regel die Beiträge „für eine angemessene 
Alterssicherung zu erstatten" sind? 


Wann gedenkt die Bundesregierung das Gut- 
achten über die Wohnraumsituation kinder- 
reicher Familien, aus dem bereits Einzelheiten 
in der Presse veröffentlicht wurden, dem Bun- 
destag zuzuleiten oder wenigstens den interes- 
sierten Parlamentariern zur Verfügung zu stel- 
len? 

Welche konkreten Erwägungen oder Vorhaben 
ergeben sich für die Bundesregierung aus den 
Erkenntnissen des Gutachtens? 


In welchem Umfange sind die Anschuldigungen 
in Nr. 12/1974 des „arznei-telegramms" über 
die schleppende Arbeitsweise des Bundesge- 
sundheitsamtes zutreffend, daß wichtige Neu- 
entwicklungen wie die Antiparkinsonmittel 
Nacom und Benserazid vor über zehn Mona- 
ten zur Registrierung eingereicht, aber noch 
nicht erledigt wurden, obwohl der verstorbene 
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Neu- 
rologie die Freigabe forderte? 

Ist es zutreffend, daß Mitte 1974 von 3005 An- 
trägen 33 als von besonderer gesundheitlicher 
Bedeutung angenommen wurden und 10 davon 
schon zwei Jahre und länger zur Registrie- 
rung Vorlagen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
das Minderefinkommen von Sozialhilfeempfän- 
gern mit Kindern auszugleichen, das dadurch 
entsteht, daß früher Sozialhilfe für den Haus- 
haltsvorstand und das staatliche Kindergeld 
nebeneinander gezahlt wurden, aber nach der 
neuen Kindergeldregelung das Kindergeld in 
voller Höhe von der Sozialhilfe abgezogen 
wird? 
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81. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


82. Abgeordneter 
Dr. Arnold 
(CDU/CSU) 

83. Abgeordneter 
Dr. Arnold 
(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


85. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


86. Abgeordnete 

Frau Pack 
(CDU/CSU) 


87. Abgeordnete 

Frau Pack 
(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


89. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Rolle spielen bei Planung und Ver- 
gabe von Projekten im Rahmen der Gesund- 
heitshilfe die Forschungsergebnisse des Insti- 
tuts für Tropenhygiene und öffentliches Ge- 
sundheitswesen am Südasieninstitut in Heidel- 
berg? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
zur Eindämmung der ständig steigenden Kran- 
kenhaus-Pflegekosten einleiten? 

Trifft es zu, daß die Verweildauer der Patien- 
ten in den Krankenhäusern der Bundesrepublik 
Deutschland im internationalen Vergleich sehr 
hoch ist, welches sind nach Ansicht der Bundes- 
regierung gegebenenfalls die Ursachen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die Leistungen der Deutschen Lebensret- 
tungsgesellschaft im Rettungsdienstbereich es 
rechtfertigen würden, die Bundeszuwendungen 
für den zentralen Aufgabenbereich der DLRG 
wesentlich zu erhöhen? 

Wie haben sich die Zuwendungen des Bundes 
an die DLRG im Vergleich zu anderen Ret- 
tungsdienstorganisationen bis zum Haushalts- 
entwurf 1975 entwickelt? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß Service-Häuser im besonderen Maße ge- 
eignet sind, Früh-Ehen und unvollständige 
Ehen sozial besser zu integrieren und Kinder 
vor sozialer Isolierung zu bewahren? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Einrichtung von Service-Häusern im Rahmen 
der Interventions-Förderung bzw. aus Etat- 
Mitteln als Modellprojekt sofort als Familien- 
förderungsmaßnahme finanziell zu unterstüt- 
zen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
deutscher Zigarettenhersteller den Kondensat- 
gehalt einer Zigarettensorte zur Geschmacks- 
verbesserung erhöht hat, nachdem er mit dem 
ursprünglich geringeren Kondensatgehalt durch 
einen Vergleichstest Werbung hat betreiben 
lassen, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, solche Täuschungen zu ver- 
hindern? 

Treffen Meldungen zu, Kommunen forderten 
ihre Bediensteten auf, das Kindergeld durch 
ihren bei einem anderen Arbeitgeber beschäf- 
tigten Ehegatten beantragen zu lassen, und 
gefährdeten damit den Finanzausgleich zwi- 
schen Bund, Ländern und Gemeinden, und ent- 
spricht dieses Verfahren nach Auffassung der 
Bundesregierung der Rechtslage? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


90. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


91. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 

92. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Conradi 


(SPD) 


95. Abgeordneter 

Konrad 


(SPD) 


96. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


97. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Wann ist mit der Verabschiedung der Vor- 
lage der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaft zur Einführung eines Europäischen 
Führerscheines im EG-Ministerrat zu rechnen? 

Welche Hindernisse stehen 4er Verabschie- 
dung bislang im Wege? 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Inneneinrichtungen von Personenwagen der 
Deutschen Bundesbahn insbesondere auch hin- 
sichtlich des Einbaus von Glas und der Anbrin- 
gung von Spiegeln so beschaffen sind, daß sie 
den heute gegebenen Erkenntnissen hinsicht- 
lich der aktiven und passiven Sicherheit in 
Fahrgastzellen Rechnung tragen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
rung des Bundesverbandes öffentlich bestellter 
und vereidigter Sachverständiger, daß neue 
Autoreifen vor dem Verkauf amtlich geprüft 
werden sollen? 

Treffen die von Ferdinand Ranft in der „Zeit" 
vom 28. Februar 1975 genannten Zahlen, nach 
denen die Zahl der Verkehrstoten auf den 
Autobahneh im Bundesgebiet nach der Auf- 
hebung des Tempolimits im März 1974 bis zum 
Oktober 1974 um mehr als lOOVo zugenommen 
hat, zu, und welche Folgerungen zieht die 
Bundesregierung aus diesen Zahlen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Fir- 
ma Degussa einen neuen Katalysatortyp ent- 
wickelt hat, der es ermöglicht, Kohlenmonoxyd, 
Kohlenwasserstoff und Stickoxyde gleichzeitig 
aus dem Abgas zu entfernen und dessen Ein- 
satz im Vergleich zu anderen Typen mit einer 
beträchtlichen Treibstoffersparnis verbunden 
ist, und wann beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, den serienmäßigen Einbau von Katalysa- 
toren zur Abgasentgiftung vorzuschreiben? 

Wie ist der monatliche Verlauf der Zahl der 
Unfälle mit Personen- und Sachschaden sowie 
der Zahl der Verkehrstoten auf allen Straßen 
der Bundesrepublik Deutschland sowie aus- 
schließlich auf den Bundesautobahnen in den 
Jahren 1970 bis 1974? 

Wie stellt sich der Vergleich dieser Unfall- 
zahlen dar, wenn der Zeitraum vom 25. No- 
vember 1973 bis zum 15. März 1974 (Fahrver- 
bote und Geschwindigkeitsbeschränkungen auf 
Grund der Ölkrise) nicht berücksichtigt wird? 
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98. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Fellermaier sache, daß an deutschen Flughäfen, wie z. B. 

(SPD) in Stuttgart, die Betriebsgesellschaften des 

jeweils einzigen dort erreichbaren und zuge- 
lassenen Parkplatzes zwar eine Parkgebühr er- 
heben, die Bewachung und damit auch den 
Versicherungsschutz aber ablehnen, insbeson- 
dere unter dem Gesichtspunkt einer möglichen 
Umgehung der Vorschriften in der „Verord- 
nung über das Bewachungsgewerbe" und der 
Rechtsprechung zur Versicherungspflicht auf 
bewachten Parkplätzen? 

99. Abgeordneter Wie kann der Verbraucher beim Kauf eines 

Dr. Haensciike neuen Kraftfahrzeugs dessen Herstellungsda- 
(SPD) tum feststellen, und wie kann er beurteilen, ob 

das angebotene Neufahrzeug noch den neue- 
sten Bauvorschriften und dem neuesten Stand 
der Technik entspricht? 

100. Abgeordneter Welche Konsequenzen sind bisher aus der 

Böhm Kritik gezogen worden, die der Bundeskanzler 

(Melsungen) im Jahrbuch des Deutschen Eisenbahnwesens 

(CDU/CSU) 1974 an den Plänen der Deutschen Bundesbahn 

für den Neubau von Strecken geübt hat? 

101. Abgeordneter Welche konkreten Finanzierungspläne beste- 

Böhm hen für die mit Planungsstand vom 1. Januar 

(Melsungen) 1974 berechneten 7,22 Milliarden DM (bis 1985) 

(CDU/CSU) veranschlagten Kosten der Bundesbahnneu- 

baustrecke Hannover — Gmünden? 


102. Abgeordneter Ist den Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Thürk Deutschen Bundespost, von rund 7000 vorhan- 

(CDU/CSU) denen Ausbildungsplätzen für das Jahr 1975 

nach zur Zeit vorliegenden Zahlen lediglich 
2180 Ausbildungsplätze besetzt sein werden, 
daß dies auf einer bewußten Beschränkung 
der Ausbildungskapazität auf den eigenen Be- 
darf beruhen soll, und welche Maßnahmen 
plant die Bundesregierung unter Berücksichti- 
gung des derzeit bestehenden großen Mangels 
an Ausbildungsplätzen zur Behebung eines 
derartigen Mißstandes im staatlichen Bereich? 


103. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Einzelheiten 
Dr. Wittmann des Verkaufs von 90Vo der Anteile der DATEL 
(München) GmbH ins Ausland vor Abschluß der entspre- 

(CDU/CSU) chenden Verträge bekannt gewesen, und teilt 

die Bundesregierung die von einem Großteil 
der EDV-Anwender und der wirtschaftspoli- 
tisch interessierten Öffentlichkeit erhobenen 
Bedenken, daß diese ausländische Majorität 
einen erheblichen Teil des Rechenleistungs- 
marktes in der Bundesrepublik Deutschland 
kontrollieren und möglicherweise eines Tages 
monopolisieren könnte? 
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104. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(Mündien) 

(CDU/CSU) 


Ist nadi Ansicht der Bundesregierung und ge- 
gebenenfalls wie gewährleistet, daß die künf- 
tige Geschäftstätigkeit der DATEL GmbH sich 
in Deutschland insgesamt nach deutschem 
Recht richtet, und welche Kontrollen sind dafür 
gegeben bzw. welche Kontrollen hält die Bun- 
desregierung in diesem Zusammenhang für 
geboten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


105. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 


(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Ener- 
giebehörde der USA ein 500 MW-Sonnen- 
kraftwerk in Auftrag gegeben hat, und ist die 
Bundesregierung bereit, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ebenfalls solche Entwick- 
lungen einzuleiten? 


106, Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen wird das Weltraum- 
programm der Bundesregierung für die Jahre 
1975 bis -1978 trotz mehrmaliger Ankündigun- 
gen von seiten des Bundesforschungsministers 
nicht vorgelegt, und trifft es zu, daß der Bun- 
desfinanzminister den vorliegenden Entwurf 
des Weltraumprogramms für nicht finanzierbar 
hält? 


107. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung zu un- 
ternehmen, um der interessierten Fachwelt 
ihre Vorstellung in der Weltraumpolitik zu 
erläutern, damit in Anbetracht eines fehlenden 
Weltraumprogramms zumindestens in Grund- 
rissen eine Art von Konzept der Weltraum- 
politik erkennbar wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


108. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, diejenige arabische 
Terrororganisation, die beansprucht, die ein- 
zige Vertretung der Palästinenser zu sein, und 
die die arabischen Staaten in die Verhand- 
lungen mit den Mitgliedern der Europäischen 
Gemeinschaft einbeziehen wollen, hat die Ver- 
antwortung für den letzten blutigen Terror- 
anschlag in Israel übernommen, und welche 
Schlußfolgerungen wird die Bundesregierung 
— bejahendenfalls - — daraus ziehen? 


109. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Wurde die Forderung des Vertreters des Bun- 
deskanzlers nach „Ruhe an der Ideologie- und 
Experimentierfront" nach Abstimmung mit dem 
Bundeskanzler oder auf Grund eines Kabinetts- 
beschlusses erhoben? 
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HO. Abgeordneter Auf welche konkreten Maßnahmen und Vor- 
Gerladi haben der Bundesregierung soll sidi die Ruhe 

(Obernau) an der Ideologie- und Experimentierfront be- 

(CDU/CSU) ziehen, und wie lange soll die Ruhe dann im 

einzelnen dauern? 


111. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung dazu veranlaßt, 
Graf die kommunistische Aufstandsbewegung in der 

Stauffenberg Republik Vietnam bezogen auf das Jahr 1969 
(CDU/CSU) als Staat zu bezeichnen, der am völkerrecht- 

lichen Verkehr teilnimmt? 


112. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt und was ge- 

Dr. Hupka denkt sie dagegen zu tun, daß das polnische 

(CDU/CSU) Konsulat in Köln Deutsche dazu zwingt {oder 

es auch eigenmächtig tut), entgegen der ge- 
schichtlichen Wahrheit den deutschen Geburts- 
ort z. B. Breslau auf polnisch zu bezeichnen, 
obwohl zum Zeitpunkt der Geburt es in der 
standesamtlichen Eintragung und darum auch 
in den Ausweispapieren nur die deutsche und 
keine polnische Bezeichnung gegeben hat und 
geben kann? 

113. Abgeordneter Warum sollen auf Grund einer erst am 

Dr. Czaja 19. Dezember 1974 und 24. Januar 1975 er- 

(CDU/CSU) gangenen amtlichen Bekanntmachung die 

Stockholmer Fassung der Pariser Übereinkunft 
zum Schutze gewerblicheg Eigentums und die 
Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken 
der Literatur und Kunst sowie der Geltungs- 
bereich des Übereinkommens zur Errichtung 
der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
seit dem 24. November 1972 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR gel- 
ten und nicht vom Zeitpunkt an, der sich aus 
den Schlußklauseln der betreffenden Verträge 
selbst ergibt? 

114. Abgeordneter Wurde cjer andere Zeitpunkt für die Geltung 

Dr. Czaja durch ein Abkommen zwischen der Bundes- 

(CDU/CSU) republik Deutschland und der DDR festgesetzt, 

geschah dies gegebenenfalls vor dem Inkraft- 
treten des Grundvertrages oder danach, und 
ist in diesem Zusammenhang der Schutz der 
Bundesrepublik Deutschland auch für die 
Rechte der im Land Berlin lebenden Deutschen 
gewährleistet worden? 


115. Abgeordneter Auf Grund welcher Tatsachen kann Staats- 
Freiherr minister Moersch die im Ostblock auch seitens 

von Fircks offizieller Organe üblichen Beschimpfungen der 

(CDU/CSU) Vertriebenenverbände und ihrer gewählten 

Vertreter als „deckungsgleich" mit offenen und 
in würdigen Formen sich vollziehenden Ge- 
sprächen mit namhaften polnischen Exilpoliti- 
kern bezeichnen? 
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116. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


120. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 

121. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Auf Grund welcher amtlichen Erklärungen der 
Londoner polnischen Exilregierung behauptete 
Staatsminister Moersch in der Fragestunde 
vom 27. Februar 1975, daß die Haltung der 
Exilregierung „in wesentlichen Fragen des 
deutsch-polnischen Verhältnisses" von der der 
Warschauer Regierung nicht abweicht, und 
warum verkennt er die Tatsache, daß sie in 
einer amtlichen Erklärung sich gegen die An- 
erkennung der Teilung und Unterdrückung 
ebenso der Deutschen wie Polen und europäi- 
scher Völker ausspricht? 

Welche berechtigten deutschen Interessen wer- 
den nach der Auffassung von Staatsminister 
Moersch nachteilig berührt, wenn die politische 
Führung der polnischen Emigration nach einem 
Gespräch mit einem Mitglied des Deutschen 
Bundestages öffentlich erklärt, daß die gemein- 
same Aufgabe der Deutschen und Polen die 
Verwirklichung des Rechts auf eine freie 
Existenz beider Völker, die Entwicklung ihres 
freien Zusammenlebens und die Verwirkli- 
chung der Menschenrechte für Deutsche und 
Polen ist und bleibt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Volksrepublik Polen Deutschen dringend nahe- 
gelegt wird, sich von dem in der Bundesrepu- 
blik Deutschland verbleibenden Ehepartner 
scheiden zu lassen, weil damit das Aussied- 
lungsbegehren hinfällig werde, und ist sie be- 
reit, die polnische Regierung darauf hinzuwei- 
sen, daß derlei Praktiken gegen die „Informa- 
tion" zum Warschauer Vertrag verstoßen, weil 
diese der Familienzusammenführung und nicht 
der Familienzerreißung dienen soll? 

Bedeutet die Antwort des Staatsministers 
Moersch auf die Schriftliche Anfrage des Ab- 
geordneten Dr. Marx (Drucksache 7/3227) zum 
Ausmaß der diplomatischen Anerkennung der 
DDR in der internationalen Staatenwelt am 
Tage der Erfüllung der zwanzigjährigen sowje- 
tischen Forderung nach Anerkennung der 
Zweistaatlichkeit Deutschlands durch die Bun- 
desregierung Brandt— Scheel (28. Oktober 
1969), daß die Bundesrepublik Deutschland der 
sogenannten Republik Süd-Vietnam, d. h. dem 
Vietcong, die Staatsqualität zuerkennt? 

Seit wann erkennt die Bundesrepublik Deutsch- 
land Nordkorea und Nordvietnam als Staaten 
an? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Einrich- 
tung eines Informationsbüros der Demokrati- 
schen Republik Vietnam, wie es beispielsweise 
in Frankreich, Dänemark, Norwegen und Finn- 
land existiert, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 
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122. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 

123. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wann ist mit der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zur Demokratischen Republik 
Vietnam zu rechnen? 

Welche Gründe veranlaßten die Bundesregie- 
rung, in den Ausführungsbestimmungen eines 
neuen Konsulargesetzes vom bisherigen amt- 
lichen Wappenschild „Konsulat der Bundes- 
republik Deutschland" abzugehen und durch 
die mehr ehrenamtliche Bezeichnung „Der Ho- 
norarkonsul" zu ersetzen? 

Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
mitzuteilen, wer die Kosten trägt bzw. getra- 
gen hat für den Flug der Lufthansa-Maschine, 
die nach einer Meldung der „Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung" vom 5. März 1975 54 Geg- 
ner des chilenischen Militärregimes, die in den 
Botschaften Venezuelas und Italiens in San- 
tiago Zuflucht gefunden hatten, nach Rumänien 
ausflog, und wie hoch sich diese Kosten be- 
laufen? 
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B, Schriftliche Fragen gemäß IV, der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 

Dr. Blüm Grund von Kürzungen der Zuwendungen an 

(CDU/CSU) die Deutsche Presse-Agentur in Höhe von 

300 000 DM bis 500 000 DM der französisch- 
sprachige Dienst für sieben afrikanische Staa- 
ten zum 1. April dieses Jahres eingestellt wird? 


2. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß künftig die ost- 
Dr. Blüm berliner Nachrichtenagentur ADN diese Länder 

(CDU/CSU) kostenlos mit politischen Informationen be- 

liefern wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Auf welche Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung sicherzustellen, daß mit anderen 
Staaten gemeinschaftlich entwickelte und ver- 
antwortete Rüstungsprojekte mit dem politi- 
schen Grundsatz des Lieferungsverbots von 
Waffen in Spannungsgebiete nicht dadurch 
kollidieren, daß der beteiligte Partnerstaat 
diesen Grundsatz nicht anerkennt und seiner- 
seits auf solchen Lieferungen besteht, wie das 
zum Beispiel beim „Alpha Jet" der Fall zu 
sein scheint? 


4. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, ob und in welchem Ausmaß die deut- 
sche Sprache Lehrfach an den Schulen in Bulga- 
rien, Polen, Rumänien, der Tschechoslowakei 
und der Sowjetunion ist? 


5. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Beruht die Auskunft von Staatsminister 
Moersch in der Fragestunde vom 20. Februar 
1975 über die Nichtabgabe von Erklärungen 
zum Begriff „Deutscher Staatsangehöriger" im 
Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes aus 
Anlaß der Hinterlegung der Ratifikationsur- 
kunde zur Europäischen Menschenrechtskon- 
vention und ihren Zusatzprotokollen sowie zu 
den Wiener Übereinkommen über diplomati- 
sche und konsularische Beziehungen von 1961 
und 1963 möglicherweise auf einem Irrtum, 
nachdem die Auskunft sich zwar auf die im 
Archiv des Auswärtigen Amtes befindlichen 
Vertragsakten, u. U. nicht aber auf die Gesamt- 
heit der Akten bezieht? 


21 




Drucksache 7/3335 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


6. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Auf welche Weise ist sichergestellt oder wird 
die Bundesregierung sicherstellen, daß die 
Europäische Menschenrechtskonvention und 
die beiden genannten Wiener Übereinkommen 
deutsche Staatsangehörige im Sinne von 
Artikel 116 des Grundgesetzes in vollem Um- 
fange erfassen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Unterliegen zur Zeit die höheren Beamten des 
technischen Dienstes zuin Beispiel bei den 
Flurbereinigungsdirektionen einer nachteilige- 
ren Besoldungsregelung als andere Beamte des 
höheren Dienstes, und wird die Bundesregie- 
rung im Rahmen der Besoldungsvereinheitli- 
chung dies ausgleichen? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
des Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung zu, daß die Mitzeichnung 
bei Vorlagen häufig in einer, Breite und Exten- 
sivität betrieben werde, daß man von einem 
„Mitzeichnungsunwesen“ sprechen müsse, und 
auf welche Weise gedenkt sie, dieses „Mit- 
zeichnungsunwesen“ zu beseitigen? 

Kann die Bundesregierung ihre Behauptung 
aus Drucksache 7/2887 aufrecht erhalten, es 
gäbe keine ausländischen Erfahrungen für eine 
Strukturreform, obwohl ihr die Gutachten bei 
der OECD, das Programmbudget beim Europa- 
rat, das amerikanische management by objec- 
tives bekannt sein müssen? 

Wie hat sich der Geburtenüberschuß der deut- 
schen Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlins (West) in 
den letzten zehn Jahren entwickelt, und zu 
welchen politischen Schlußfolgerungen gab 
bzw. gibt diese Entwicklung Anlaß? 

Wie hat sich der Geburtenüberschuß der deut- 
schen Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlins (West) im 
internationalen statistischen Vergleich, im 
Vergleich zur deutschen Bevölkerung in der 
„DDR“ einschließlich des Ostsektors von Berlin 
und im Vergleich zur ausländischen Wohnbe- 
völkerung der Bundesrepublik Deutschland 
und West-Berlins in den letzten zehn Jahren 
verändert, und welche Ursachen liegen dieser 
Veränderung zugrunde? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den „Rass- 
mussen-Bericht“ (USA) im Zusammenhang mit 
dem Kernreaktor-Risiko? 
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13. Abgeordneter 
Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


14. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


15. Abgeordneter 

Zebisdi 


(SPD) 


16. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


17. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Ist es richtig, daß der kernwaffensichere Luft- 
schutzbunker ^ für den zivilen Bevölkerungs- 
schutz (sogenannter Atombunker) in der Stadt 
Freiburg ohne Befürwortung der Stadt gebaut 
wurde, die Stadt eine Kostenbeteiligung immer 
abgelehnt hat, der Bunker inzwischen an einem 
vierspurigen, abgezäunten Innenstadtring liegt 
und seine Verwendung dadurch schon von der 
Lage her eingeschränkt ist? 

Wer trägt dafür die Verantwortung, daß ein 
finanziell so aufwendiges Projekt ohne Ein- 
vernehmen mit dem eventuellen Einrichtungs- 
benutzer (Stadt Freiburg) gebaut wurde, und 
welche Rechtsgrundlage soll maßgeblich sein 
für die künftige Verpflichtung der Stadt Frei- 
burg zur Übernahme der Unterhaltungskosten 
der Schutzanlage? 

Welche Bundesländer sind dem Auftrag des 
Bundespersonalvertretungsgesetzes, Personal- 
räte für die Beamten auf Widerruf im Vorbe- 
reitungsdienst in den Landespersonalvertre- 
tungsgesetzen vorzusehen, nachgekommen? 

Hält es die Bundesregierung für mit dem Bun- 
despersonalvertretungsgesetz vereinbar, daß 
den Personalräten der Beamten auf Widerruf 
im Vorbereitungsdienst in den Landesperso- 
nalvertretungsgesetzen echte Mitbestimmungs- 
rechte vorenthalten werden? 

Gibt es im Zuständigkeitsbereich der Bundes- 
regierung Regelungen, nach denen Politiker, 
insbesondere Bundes- und Landtagsabgeord- 
nete, Dienststellen des Bundes sechs Wochen 
vor Wahlen nicht mehr besuchen können, und 
wie würde sich eine solche Regelung mit einem 
dringenden Informationsbedürfnis von Abge- 
ordneten vereinbaren lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


In wie vielen Einzelfällen wurden in den Jah- 
ren 1971, 1972 und 1973 Beträge über 20 000 
DM von den Finanzämtern niedergeschlagen 
oder erlassen (vergleiche „Aktuelle Beiträge 
zur Wirtschafts- und Finanzpolitik” Nummer 37 
vom 11. April 1974)? 


19, Abgeordneter 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die Ver- 
änderung der Zuständigkeit der Kommunalbe- 
hörden für die Ausstellung von Lohnsteuerkar- 
ten auf Grund der Steueränderungsgesetze 
dahin gehend, daß bei Ehegatten mit verschie- 
denem Wohnsitz die Lohnsteuerkarten von 
der Wohnsitzbehörde der Ehefrau nun nicht 
mehr ausgestellt werden, sondern von der- 
jenigen Behörde, bei der der ältere Ehepartner 
gemeldet ist? 
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20. Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den- 
jenigen Fällen, in denen der andere Ehepartner 
nicht mit zweitem Wohnsitz an demselben Ort 
gemeldet ist, die Behörde gar nicht die Mög- 
lichkeit hat, festzustellen, ob sie für die Aus- 
stellung der Lohnsteuerkarte zuständig ist, und 
wie wird gegebenenfalls die Möglichkeit einer 
Abhilfe gesehen? 


21. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 
der Ausbau der Grenzkontrollstelle in Lauen- 
burg, die als baureife und auch notwendige 
Maßnahme von der Bundesregierung bezeich- 
net wurde, nun zurückgestellt worden ist? 


22. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
gerade diese Grenzkontrollstelle für den Tran- 
sitverkehr nach Berlin und für die innerdeut- 
schen Beziehungen insgesamt von besonderer 
Bedeutung ist? 


23. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Festsetzung der 
Kleinbeträge gemäß § 78 der Allgemeinen 
Zolltarifordnung (AZO) noch für angemessen, 
nach der Kleinbeträge im Reiseverkehr bereits 
ab 0,30 DM und im Handelsverkehr ab — DM 
zu erheben sind, oder teilt die Bundesregierung 
meine Auffassung, daß hier eine Anhebung auf 
etwa das Zehnfache der genannten Beträge an- 
gemessen wäre, um die Einnahmen aus diesen 
Kleinbeträgen in ein vernünftiges Verhältnis 
zu dem Verwaltungsaufwand zu bringen, der 
für die Einziehung dieser Kleinbeträge erfor- 
derlich ist? 


24. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß ein geschiedener Vater von fünf Kindern, 
der 1600, — DM an seine Familie zahlt, vor der 
Steuerreform bei einem Bruttogehalt von 
3624, — DM damals 2476,11 DM netto erhielt 
und heute nur noch 1914,24 DM erhält und ihm 
somit zur eigenen Verwendung nur noch 
314,24 DM verbleiben und er dadurch gezwun- 
gen wurde, seinen Austritt aus der Kirche zu 
erklären, da er sich nicht mehr in der Lage 
sieht, die Kirchensteuern zu bezahlen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


25. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


Entspricht es den Tatsachen, daß im Ausbil- 
dungsrahmenplan für den Lehrberuf „Koch" 
die Lehrlinge mehrere Monate in betriebs- 
fremden Arbeitsstellen eingesetzt werden kön- 
nen? 
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26. Abgeordneter 
Midc 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


28. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


29. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


30. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Steht das Wort „eingesetzt" hier im Gegen- 
satz zu „ausgebildet" etwa so, daß der Koch- 
lehrling an betriebsfremden Arbeitsplätzen 
z. B. des Kellners, Büfettier oder dergleichen, 
eingesetzt werden kann? 

Hält es die Bundesregierung für eine wün- 
schenswerte Entwicklung, wenn die STEAG, 
die zu 50,8 v. H. der Ruhrkohle AG gehört 
und damit einem gewissen Einfluß der Bun- 
desregierung unterliegt, in Südafrika Beteili- 
gungen an der Kernforschung und an Kern- 
energieproduktionsanlagen sucht, obwohl be- 
kannt ist, daß die Republik Südafrika den Ver- 
trag über „Nichtverbreitung von Atomwaffen" 
nicht zu unterschreiben bereit ist? 

Hat die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang den Brief der „Anti-Apartheid-Be- 
wegung in der Bundesrepublik Deutschland" 
vom 17. November 1974 beantwortet und ge- 
gebenenfalls wie? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Sach- 
verhalt, daß bei den Kfz-Haftpflichtversiche- 
rungen für diejenigen, die auf Grund ihrer 
Einberufung zum Wehr- oder Ersatzdienst ihr 
Kfz abmelden, eine Sonderbestimmung besteht, 
nach der diese Personen ihren Schadensfrei- 
heitsrabatt auch dann behalten, wenn sie erst 
nach Jahren ihre Versicherung wieder aufleben 
lassen, während alle anderen Kfz-Halter, die 
ihren Wagen mehr als sechs Monate nach der 
Abmeldung wieder in Betrieb nehmen, ihren 
gesamten, bis dahin erworbenen Schadensfrei- 
heitsrabatt verlieren? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung und ist sie gegebenenfalls dazu bereit, 
bei den Kfz-Versicherungsgesellschaften und 
beim Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungswesen darauf hinzuwirken, die normale 
Frist, innerhalb der der Schadensfreiheitsrabatt 
für jeden Kfz-Halter erhalten bleibt, zu ver- 
längern bzw, eine gleitende Rückstufung zu 
gewähren oder aber für bestimmte Härtefälle, 
wie z. B. die Stillegung des Kfz wegen Ar- 
beitslosigkeit, eine den Schadensfreiheitsrabatt 
erhaltende Sonderregelung zu schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


31. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
durch entsprechende vertragliche Konstruktio- 
nen (z. B. Einschaltung einer GmbH zwischen 
Teilnehmern einer Aufbaugemeinschaft einer- 


25 



Drucksache 7/3335 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


seits und öffentlidiem Zusdiußgeber anderer- 
seits), für Investitionen im Zusammenhang mit 
Rebumlegungen die Investitionszulage von 
7,5®/o (Investitionsförderungs- und Besdiäfti- 
gungsgesetz vom 25. Dezember 1974) neben 
den normalerweise zu gewährenden öffent- 
lichen Zuschüssen in Anspruch zu nehmen? 


32. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung der sich in 
Eigen verzweifelter Situation befindenden deutschen 

(CDU/CSU) Fischwirtschaft zu helfen angesichts der Tat- 

sache, daß Frankreich eine Drittlandssperre 
erlassen hat und seine Fischwirtschaft mit 
hohen Subventionen stützt? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


33. AbgeoFdneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 

34. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, der Bevölkerung 
Schwangerschaftsverhütungsmittel kostenlos 
zur Verfügung zu stellen, und wie hoch schätzt 
sie den Kostenersatz für die Krankenkassen? 

Welcher Betrag ist von den im Rahmen des 
Konjunkturprogramms vom 12. Dezember 1974 
bereitgestellten Beschäftigungshilfen von ins- 
gesamt 600 Millionen DM bereits verteilt, in 
welchen Ländern liegen die begünstigten Ar- 
beitsamtsbezirke (jeweils mit Anzahl der Ar- 
beitsamtsbezirke pro Land)? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, für den noch 
nicht verteilten Teil dieses Programms, die 
Verteilungskriterien zu aktualisieren und auch 
die Kurzarbeiterzahlen in geeigneter Weise 
einzubeziehen? 

Wie hoch beläuft sich 1975 die tatsächliche 
Ausgleichszahlung der Angestelltenrentenver- 
sicherung an die Rentenversicherung der Ar- 
beiter (der Rentenanpassungsbericht der Bun- 
desregierung nennt die Zahl von 3,5 Milliar- 
den DM für 1975, der Haushaltsplan der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte 6 Mil- 
liarden DM und der Haushalt der Arbeiter- 
rentenversicherung sogar 7,8 Milliarden DM), 
und wie erklärt die Bundesregierung diese 
widersprüchlichen Zahlenangaben? 

Wieviel Exemplare des Propaganda-Flugblat- 
tes „Sozialpolitik aktuell — klarer Kurs — 
Ausbau des sozialen Rechtsstaats" wurden zu 
welchen Kosten hergestellt und wieviel von 
diesen Exemplaren wurden — nach Ländern 
aufgeteilt — mit welchen Kosten als Zeitungs- 
beilage verteilt? 
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38. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Anordnung der 
Bundesanstalt für Arbeit in bezug auf die 
individuelle Förderung der beruflichen Fort- 
bildung zum „Staatlich geprüften Betriebswirt", 
die die Erhöhung der Berufspraxis nach abge- 
schlossener Berufsausbildung von einem auf 
drei Jahre vorsieht, in dieser Zeit für vertret- 
bar, und wenn ja, mit welcher Begründung? 


39. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung im Zuge des 
Niegel Strukturwandels der Landwirtschaft auch für 

(CDU/CSU) die Zukunft gerechtfertigt, daß die landwirt- 

schaftlichen Berufsgenossenschaften die Bei- 
träge zur Unfallversicherung bei verpachteten 
Grundstücken ausschließlich vom Verpächter 
erheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


40. Abgeordneter Warum besteht die Bundesregierung auf der 

Dr. Jaeger Errichtung einer Standortschießanlage im Obe- 

(CDU/CSU) ren Stadtwald in Landsberg am Lech, obwohl 

12 km von der Stadt entfernt in Lagerlechfeld 
eine Schießanlage zur Verfügung steht bzw. 
ausgebaut werden kann? 


41. Abgeordneter Wie teuer wird die Errichtung einer Standort- 
Dr. Jaeger schießanlage im Oberen Stadtwald kommen, 

(CDU/CSU) und aus welchen hauptsächlichen Beträgen 

setzt sich die Gesamtsumme zusammen? 


42. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wie viele Wissenschaftler wurden von der 
Auflösung der wissenschaftlichen Gruppen an 
den Offizierschulen der Teilstreitkräfte, der 
Wehrakademie und der Stabsakademie der 
Bundeswehr (vgl. Antwort auf meine Schrift- 
liche Anfrage in der Fragestunde der 86. Sit- 
zung am 15. März 1974 — Protokoll S. 5690) 
betroffen, und wie wurden diese adäquat wie- 
derverwendet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


43. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Kann der jetzige Träger des Jugendzentrums 
Baasem (Verein Internationale Jugendstätte 
Baasem/Eifel e. V. Duisburg) die Finanzierung 
dieses Jugendzentrums Baasem im Kreis Eus- 
kirchen mit Sicherheit gewährleisten, und wie 
groß sind die gesamten Baukosten und die 
Finanzierungslücken? 
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45. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung angeben, in wel- 
chem Umfange nach dem Inkrafttreten des 
Volljährigkeitsgesetzes junge Menschen un- 
vorbereitet Heime und Erziehungsanstalten 
verlassen mußten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


46. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Unter Bezugnahme auf die Antwort des Bun- 
desverkehrsministers auf die Frage B 70 
— Drucksache 7/3227 — des Kollegen Dr. Jahn 
(Braunschweig) (CDU/CSU) im Stenographi- 
schen Bericht der 150. Sitzung vom 21. Februar 
1975 und unter Hinweis auf den Bericht der 
Salzgitter Zeitung vom 4. Januar 1975 „Salz- 
gitter-Lebenstedt soll an das überregionale 
Netz der Deutschen Bundesbahn angeschlossen 
werden" frage ich die Bundesregierung, welche 
Planungen ihr bekannt sind, um nachfolgende 
Verkehrsprobleme zu lösen: Stillegung der 
Eisenbahnstrecke Lichtenberg— Derneburg so- 
wie Schaffung einer eingleisigen Verbindung 
Lebenstedt — Garbolzum — Hildesheim? 


‘ 


47. Abgeordoieter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Seefeld dem Bau neuer Autostraßen nach Italien (z. B. 

(SPD) Ulm — Mailand und München — Venedig) bei, 

und wie ist der derzeitige Planungsstand? 


48. Abgeordneter Für welche Bundesbahnstrecken in Unterfran- 
Biehle ken werden z. Z. die Voraussetzungen für eine 

(CDU/CSU) dauernde Einstellung des Betriebes oder eines 

Betriebszweiges geprüft? 


49. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn er- 
wägt oder prüft, ob zu einem Teil die Aufgabe- 
stellen für Reisegepäck bei verschiedenen 
Bahnhöfen ebenfalls aufgelöst werden und ge- 
gebenenfalls welche Stationen sollen nach 
welchen Gesichtspunkten darunter fallen? 


50. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Wann kann eine Aussage über die finanziellen 
Dispositionen des Baues der Bundesautobahn 
A 1 und über deren Fertigstellung von Eus- 
kirchen bis zur Landesgrenze Rheinland-Pfalz 
gemacht werden? 


51, Abgeoirdneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Wird die Deutsche Bundesbahn und zu wel- 
chem Zeitpunkt die S-Bahnlinie Frankfurt, Of- 
fenbach, Ober-Roden, Dietzenbach errichten, 
oder wird sie den Personenverkehr auf der 
Schiene weiter einschränken, wie in mehreren 
Tageszeitungen befürchtet wurde? 
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52. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 
(CDU/CSU) 

57. Abgeordneter 

Dr. Unland 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Dr. Unland 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Welche Gründe haben die Deutsche Bundes- 
bahn gegebenenfalls bewogen, den Ausbau des 
in Frage 51 genannten S-Bahnnetzes zu ver- 
schieben oder ganz zu streichen? 

Wann wird die Bundesregierung über den An- 
trag auf Bestimmung der Linienführung des 
Autobahnabschnitts Singen — Uberlingen, wel- 
chen die Landesregierung Baden-Württemberg 
Ende September 1974 vorgelegt hat, entschei- 
den? 

Ist der Bundesregierung klar, daß nach lang- 
jährigen Untersuchungen weitere Verzögerun- 
gen nicht mehr zu verantworten sind, damit die 
Autobahn die immer unerträglicher werdenden 
Verkehrsverhältnisse in zahlreichen Ortsdurch- 
fahrten und im eigentlichen Uferbereich des 
Bodensees verbessert? 

Sind der Bundesregierung Entwicklungen von 
ölfiltern für Verbrennungsmotoren bekannt, 
die den bisher üblichen Turnus von Ölwech- 
seln um ein Vielfaches verlängern, und wie 
bewertet sie die Funktionsfähigkeit solcher 
Entwicklungen? 

Könnten solche Ölfilter, neben dem Effekt der 
Ölersparnis, auch zur Verminderung der Um- 
weltgefahren durch Altöl beitragen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn Zuschläge für die Benut- 
zung von Bahnbussen auch auf solchen Strek- 
ken erhebt, auf denen sie zuvor den Personen- 
reiseverkehr auf der Schiene eingestellt hat 
(z. B. Isselburg — Bocholt — Coesfeld), und daß 
dadurch nicht nur eine starke Preiserhöhung 
bei vermindertem Service für alle Bahnkunden 
eintritt, sondern daß insbesondere auch die 
Tarifermäßigung bei Seniorenreisen praktisch 
aufgehoben wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 
sche Bundesbahn dahin gehend einzuwirken, 
daß Zuschläge für die Bahnbusbenutzung zu- 
mindest auf solchen Strecken entfallen, wo der 
Personenreiseverkehr auf der Schiene einge- 
stellt wurde? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß immer wieder Füllungen von Unterteilen 
der Schwingtüren in Bahnhöfen der Deutschen 
Bundesbahn verglast werden, so daß Reisende 
mit Koffern oft unbeabsichtigt diese Glasschei- 
ben beschädigen, und wäre es nicht besser, die 
zuständigen Architekten und Bauherren anzu- 
weisen, für die Füllung der Unterteile derarti- 
ger Schwingtüren geeigneteres Material zu 
verwenden? 
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60. Abgeordneter 
Dr, Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


63. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


64. Abgeordneter 

Dr, Miltner 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbadi) 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wie setzt sich die für die Beurteilung der 
Standortfrage des Rangierbahnhofes München 
geplante Kommission zusammen, und wurden 
bislang in die Überlegungen zu der Standort- 
frage der Bundesminister des Innern und der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau eingeschaltet? 


In welcher Weise stellt der Bundesverkehrs- 
minister sicher, daß die Deutsche Bundesbahn 
bei ihren Rationalisierungen auch im Perso- 
nenverkehr die Abfahrts- und Ankunftszeiten 
mit den Notwendigkeiten für die arbeitende 
Bevölkerung in Übereinstimmung bringt wie 
z. B. bei der Bahnstrecke Bad Oldesloe, Bad 
Segeberg und Neumünster? 


Welches konkrete Ergebnis hat die Vorlage 
der Deutschen Bundesbahn an das Bundesver- 
kehrsministerium zur Überprüfung der Kon- 
zeption der HSB-Versuchsanlage im Donauried 
erbracht, und wie ist der weitere Verfahrens- 
und Zeitplan bis zur Festlegung der neuen 
Konzeption für die Versuchsanlage? 


Wie begründet die Deutsche Bundesbahn un- 
terschiedliche Kostenregelungen für den Trans- 
port von Rollstühlen reisender Behinderter, 
und in welcher Höhe werden sich die Ein- 
nahmen voraussichtlich bewegen? 


In welcher Auflagenhöhe ist der aus schwar- 
zem Kunststoff gefertigte Tischkalender 1975 
der Deutschen Bundespost erstellt worden, und 
wie hoch waren die dafür aufgewendeten Ko- 
sten? 


Welche Gründe haben den Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen veranlaßt, an- 
zuordnen, daß zugunsten von Aufstiegsbewer- 
bern weder Absolventen der Realschule, noch 
Abiturienten im Jahr 1975 als Anwärter für 
den mittleren bzw. gehobenen Dienst einge- 
stellt werden? 


Hält die Bundesregierung einen solchen Ein- 
stellungsstopp für die Absolventen weiter- 
führender Schulen für vertretbar, wenn gleich- 
zeitig die private Wirtschaft aufgefordert ist, 
eine möglichst große Zahl von Ausbildungs- 
plätzen zur Verfügung zu stellen? 


Welchen Personalbestand hatte die Deutsche 
Bundespost in den einzelnen Jahren 1965 bis 
1974, und welche Personalplanungen bestehen 
für die Jahre 1975 bis 1979? 
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68. Abgeordneter 
Dr. Sdunitt- 
Vocicenhausen 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf eine wirt- 
schaftliche Auslegung des § 20 der Postord- 
nung hinzuwirken, die sicherstellt, daß Bücher- 
sendungen zum Schutz des Inhalts auch in 
Zeitungspapier eingepackt werden können, zu- 
mal dann, wenn es sich bei diesem Papier um 
alte Zeitungen handelt? 


69. Abgeordneter 

Peiter 


(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Knoten- 
vermittlungsstelle St. Goarshausen im Bereich 
des Fernmeldeamtes Bad Kreuznach an den 
überkontinentalen Selbstwählferndienst ange- 
schlossen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


70. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in die Förde- 
rungsmaßnahmen nach dem Gesetz über In- 
vestitionszuschüsse für Mietwohnungen, Ge- 
nossenschaftswohnungen und Wohnheime im 
sozialen Wohnungsbau vom 27. Dezember 1974 
auch den Bau von Altenheimen, Altenwohn- 
heimen und Pflegeheimen nach dem Gesetz 
vom 7. August 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1873) 
einzubeziehen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


71. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
— wie Pressekommentare zeigen — die Ant- 
wort der Bundesregierung in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages nach Angaben über 
die Staatsangehörigkeit bei Reisen in die 
„DDR" nicht eindeutig der gegebenen Rechts- 
lage entsprach, sondern als Zurückweichen 
gegenüber dem Ost-Berliner Standpunkt auf- 
zufassen war, und ist die Bundesregierung 
bereit, die unzweideutige Empfehlung auszu- 
sprechen, jeder solle entsprechende schriftliche 
und mündliche Fragen der „DDR" -Behörden 
ausschließlich mit dem Wort „deutsch" beant- 
worten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forsdiung und Technologie 


72. Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfange ist eine Kosten- und 
Erfolgskontrolle im Bereich der Forschung 
— unterschieden nach Grundlagen — , ange- 
wandter Forschung und Entwicklung überhaupt 
möglich, und welche Maßnahmen hat das Bun- 
desministerium für Forschung und Technologie 
bisher ergriffen? 


73. Abgeordneter 
Dr. Probst 
(CDU/CSU) 


Welche materiellen Anreize, insbesondere im 
Bereich der Projektförderung und der Auf- 
tragsforschung, erscheinen geeignet, eine wirk- 
same Verwendung von Forschungsmitteln zu 
gewährleisten? 


Bonn, den 7. März 1975 




